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BFH-Leitsatz-Entscheidungen 
 

1. Körperschaftsteuer: Keine Anwendung von § 8b Abs. 3 Satz 8 KStG i.d.F. des 
JStG 2008 auf Konfusionsgewinne 
Urteil vom 11.03.2026, Az: I R 10/23  

2. Erbschaftsteuer: Abweichende Festsetzung aus Billigkeitsgründen  
Urteil vom 25.02.2026, Az: II R 1/22  

3. DBA-Zypern 2011: Besteuerungsrecht für Einkünfte aus unselbständiger Ar-
beit an Bord eines Schiffes im nationalen Seeverkehr 
Urteil vom 09.04.2026, Az: VI R 1/24  

4. Verfahrensrecht: Rückforderung einer auf ein Insolvenzanderkonto eingegan-
genen Zahlung 
Urteil vom 28.01.2026, Az: X R 3/23  

 
 
Urteile und Beschlüsse:

 
1. Körperschaftsteuer: Keine Anwendung von § 8b Abs. 3 Satz 8 KStG i.d.F. des 

JStG 2008 auf Konfusionsgewinne 
Urteil vom 11.03.2026, Az: I R 10/23 
§ 8b Abs. 3 Satz 8 des Körperschaftsteuergesetzes i.d.F. des Jahressteuergesetzes 2008 
ist auf sogenannte Konfusionsgewinne weder unmittelbar (kein Gewinn aus Wertauf-
holung nach vorangegangener Teilwertabschreibung) noch analog (keine planwidrige 
Regelungslücke) anwendbar. 
 

  
2. Erbschaftsteuer: Abweichende Festsetzung aus Billigkeitsgründen  

Urteil vom 25.02.2026, Az: II R 1/22 
1. Die Festsetzung der Erbschaftsteuer kann aus sachlichen Billigkeitsgründen aus-
nahmsweise unbillig sein, wenn der Erbe zwar den Wert des Nachlasses am Stichtag 
zu versteuern hat, ihn jedoch kein Verschulden daran trifft, dass er trotz des Erwerbs 
von Todes wegen letztendlich nicht bereichert ist. 
 
2. Dafür hat der Erbe zum einen darzulegen und gegebenenfalls nachzuweisen, dass er 
alles in seiner Macht Stehende getan hat, um den am Besteuerungsstichtag vorhande-
nen Nachlass zu sichern. Ferner hat er darzulegen und gegebenenfalls nachzuweisen, 
dass er etwaige Ersatzansprüche geltend gemacht hat oder die Geltendmachung sol-
cher Ansprüche wegen Vermögenslosigkeit des Ersatzverpflichteten von vornherein 
aussichtslos war. 
  
 

  
3. DBA-Zypern 2011: Besteuerungsrecht für Einkünfte aus unselbständiger Arbeit 

an Bord eines Schiffes im nationalen Seeverkehr 
Urteil vom 09.04.2026, Az: VI R 1/24 
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1. Für die Einkünfte aus unselbständiger Arbeit für eine Tätigkeit an Bord eines Schif-
fes im nationalen Seeverkehr hat nach Art. 14 Abs. 1 DBA-Zypern 2011 der Ansässig-
keitsstaat (hier die Bundesrepublik Deutschland) das Besteuerungsrecht. 
 
2. Ein "Schiff im Binnenverkehr" im Sinne des Art. 14 Abs. 4 DBA-Zypern 2011 ist 
ein solches, das auf innerhalb des Festlandes liegenden Binnengewässern verkehrt. 
  
 

  
4. Verfahrensrecht: Rückforderung einer auf ein Insolvenzanderkonto eingegange-

nen Zahlung 
Urteil vom 28.01.2026, Az: X R 3/23 
1. Schuldner eines abgabenrechtlichen Rückzahlungsanspruchs ist derjenige, zu dessen 
Gunsten erkennbar die Zahlung geleistet wurde, die zurückverlangt wird. Dies ist in 
der Regel derjenige, demgegenüber die Finanzbehörde ihre --vermeintliche oder tat-
sächlich bestehende-- abgabenrechtliche Verpflichtung erfüllen wollte (ständige 
Rechtsprechung). 
 
2. Auch nach Insolvenzeröffnung bleibt der Schuldner nach materiellem Steuerrecht 
Einkommensteuerpflichtiger und -schuldner (Fortführung des Senatsurteils vom 
30.07.2025 - X R 29/21, zur amtlichen Veröffentlichung bestimmt). 
 
3. Ein Insolvenzverwalter, der im Rahmen seiner Verwaltungs- und Verfügungsbefug-
nis (§ 80 der Insolvenzordnung) eine zur Insolvenzmasse geschuldete Steuererstattung 
entgegennimmt, ist jedenfalls dann nicht Leistungsempfänger im Sinne des § 37 Abs. 
2 der Abgabenordnung, wenn er die Erstattung der Masse zuführt. Das gilt auch dann, 
wenn die Erstattung auf ein "Insolvenzanderkonto" geleistet worden ist (Anschluss an 
Beschluss des Bundesfinanzhofs vom 31.08.2021 - VII B 64/20 (AdV), BFH/NV 
2022, 5). 
  
  

 

 


